
Verfolgung allein vom Antrag bestimmter Privatpersonen abhängig 
macht.

Der Staatsanwalt entscheidet weiter darüber, ob eine gegebene 
Strafsache im Wege des gerichtlichen Hauptverfahrens oder im Rah­
men einer besonderen Art des gerichtlichen Strafverfahrens 1. Instanz 
zu untersuchen und zu entscheiden ist. Dem Staatsanwalt obliegt es, 
bei dem beschleunigten Verfahren (§§ 231 ff. StPO), bei dem Straf­
befehlsverfahren (§§ 254 ff. StPO), bei dem Verfahren bei gerichtlich- 
medizinischen Sicherungsmaßnahmen (§§ 260 ff. StPO) und auch bei 
dem Verfahren bei selbständigen Einziehungen (§§ 266 ff. StPO) den 
erforderlichen Antrag zu stellen.

Aus dem Prinzip der Staatsanklage folgt aber nicht nur die Ver­
pflichtung des Staatsanwalts, bei allen Straftaten, deren Verfolgung 
im staatlichen Interesse erforderlich ist, die Anklage zu erheben; aus 
ihm folgt auch die strenge Trennung der Zuständigkeit und Verant­
wortlichkeit der Organe der Strafrechtspflege, die strenge Trennung 
zwischen der Zuständigkeit und Verantwortlichkeit für das Ermitt­
lungsverfahren und das gerichtliche Verfahren. Der Staatsanwalt leitet 
das Ermittlungsverfahren (§ 95 StPO). Er trägt die volle und alleinige 
Verantwortung für die Gesetzlichkeit der Maßnahmen, die in diesem 
Stadium des Strafprozesses getroffen werden. Eine Mitwirkung des 
Gerichts ist hier grundsätzlich ausgeschlossen. Lediglich soweit es sich 
um die’Durchführung prozessualer Zwangsmaßnahmen handelt, hat 
das Gericht auf Grund des Art. 136 der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik und der entsprechenden Vorschriften der 
Strafprozeßordnung über die sachliche Berechtigung dieser Maßnah­
men — und nur darüber — zu entscheiden. Für die Art und Weise 
der Durchführung dieser Maßnahmen dagegen, d. h. für die strikte 
Einhaltung der prozessualen Vorschriften über diese Art und Weise 
der Durchführung, trägt wiederum der Staatsanwalt als Leiter des Er­
mittlungsverfahrens die volle Verantwortung. Das Gericht ist zwar, 
soweit es eine Verletzung prozessualer Bestimmungen feststellt, be­
rechtigt und verpflichtet, Gerichtskritik zu üben (§ 4 StPO); es darf 
jedoch z. B. die richterliche Bestätigung einer Durchsuchung, die sach­
lich berechtigt war, nicht etwa deshalb versagen, weil bei deren Durch­
führung nicht die gemäß § 136 Abs. 2 StPO erforderlichen zwei unbe­
teiligten Personen anwesend waren.


